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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


a RE: 


gen 


(Nr. 2601.) Allerhoͤchſtes Privilegium für die Ausſtellung auf den Inhaber lautender 
Demminer Kreisobligationen zum weitern Betrage von 35,000 Thalern. 
Vom 22. Juni 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


In Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. iſt die Aus⸗ 
ftellung von Zweihundert und Zwanzig Stuͤck auf den Inhaber lautender 
Demminer Kreisobligationen, eine jede zu Fuͤnfhundert Thalern, welche mit 
rei und ein halb vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und aus dem, von dem 
Kreiſe aufzubringenden Tilgungsfonds nach der durchs Loos beſtimmten Folge⸗ 
rdnung zu tilgen ſind, von Uns unterm 18. Auguſt 1843. landesherrlich 
geſtattet worden, um die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Dem— 
miner Kreiſe in den Stand zu ſetzen, die fuͤr dieſen Zweck von den dortigen 
Kreisſtaͤnden unter Unſerer enehmigung beſchloſſene Anleihe zu negoziren. 
a die Koſten dieſes Chauſſeebaues, ſo weit ſolche dem Kreiſe zur Laſt fallen, 
urch das, gegen jene Obligationen vermittelte Darlehn noch nicht gedeckt ſind, 
und die vorgedachte Kommiſſion darauf angetragen hat, dergleichen auf jeden 
Inhaber lautende, mit Zinsfcheinen- verfehene Demminer Kreisobli ationen 
unter gleicher Maaßgabe, wie die bis jetzt unter Litt. A. von No. 1. bis 220. 
Ausgeſtellten, und an dieſe ſich anreihend, zum weiteren Betrage von Fuͤnf und 
reißig Tauſend Thalern ausſtellen zu dürfen, fo haben Wir beſchloſſen, auch 
dieſem Antrage nachzugeben und ertheilen daher fuͤr die Ausſtellung von wei⸗ 
teren Siebenzig Stuͤck Demminer Kreisobligationen, eine jede zu Fuͤnfhundert 
alern, welche mit drei und einem halben Prozent zu verzinſen und gleich 
en bis jetzt ausgeſtellten Obligationen zu tilgen find, hiermit Unſere landes- 
herrliche Genehmigung. Jeder Inhaber iſt befugt, die aus dieſen Schuld⸗ 
verſchreibungen hervorgehenden Rechte geltend zu machen, ohne die beſondere 
ebertragung des Eigenthums nachzuweiſen. 
Durch dieſes Privilegium, welches Wir, vorbehaltlich der Rechte Dritter, 
ertheilen, wird hinſichtlich der Befriedigung der Inhaber der auszuſtellenden 
Jahrgang 4845. (Nr. 2601-2602.) 71 Obli⸗ 


Ausgegeben zu Berlin, den 12. Auguſt 1845. 
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Obligationen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats in keinerlei Weiſe uͤber— 
nommen. 


Gegeben am Bord der Königin Eliſabeth, den 22. Juni 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Arnim. Flottwell. 


(Nr. 2602.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Juli 1845., die Anlage einer Eiſenbahn von 
dem Lipperheider Bahnhofe nach Ruhrort betreffend. 


Nach Ihrem Antrage vom 30. v. M. will Ich, nachdem der Adminiſtra— 
tionsrath der Köln- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des F. 5. der 
unterm 18. Dezember 1843. beſtaͤtigten Statuten derſelben den Bau einer 
Zweigbahn von dem Lipperheider Bahnhofe nach Ruhrort beſchloſſen hat, zur 
Anlage dieſer Zweigbahn hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. — Zugleich 
beſtimme Ich, daß der gedachten Geſellſchaft in Anſehung der vorbezeichneten 
Zweigbahn das Recht zur Expropriation der erforderlichen Grundſtuͤcke nach 
Maaßgabe der in dem Geſetze vom 3. November 1838. hieruͤber ergangenen 
Vorſchriften zuſtehen ſoll. 


Sansſouci, den 11. Juli 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter Flottwell. 


(Nr. 2603.) 
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(Fr. 2603.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 11. Juli 1845., betreffend die Wiederherſtellung 
der beim Brande des Gerichtsgebaͤudes zu Medebach vernichteten Grund⸗ 
Akten und Dokumente. 


2. bei dem am 25. Mai v. J. ſtattgehabten Brande der Stadt Medebach 
ein großer Theil der Grundakten des dortigen Land⸗ und Stadtgerichts uͤber 
Grundſtuͤcke, deren Hypothekenbuch noch nicht vollſtaͤndig regulirt war und 
mehrere Hypothekeninſtrumente verloren gegangen, in ſolchem Falle aber nach 
H. 3. Tit. 4. der Hypothekenordnung beſondere Anweiſungen erforderlich ſind, 
ſo beſtimme Ich auf Ihren Bericht oom 1. d. M., was folgt: 

1) Alle diejenigen, welchen auf ſolche der Gerichtsbarkeit des Land- und 

Stadtgerichts zu Medebach unterworfene Grundſtuͤcke und Gerechtigkei— 
ten, in Hinſicht deren die Grundakten vernichtet find, Eigenthums-, Hy⸗ 
pothefen- und andere Realrechte oder Anfprüche zuſtehen, ſollen, auf den 
Antrag der Beſitzer, ſowie jedes anderen Betheiligten, durch eine in die 
Amts- und Intelligenzblaͤtter dreimal (monatlich einmal) einzuruͤckende 
und an der Gerichtsſtelle auszuhaͤngende Vorladung oͤffentlich aufgefor⸗ 
dert werden, ihre Rechte oder Anſpruͤche innerhalb einer dreimonatlichen 
Friſt, deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei dem 
genannten Land⸗ und Stadtgerichte anzumelden und nachzuweiſen. 
Wer dieſer Aufforderung keine Folge leiſtet, behaͤlt zwar ſeine Rechte 
gegen die Perſon des Schuldners und deſſen Erben, er kann ſich auch 
an das ihm verhaftete Grundſtuͤck halten, ſo lange ſich ſolches noch in 
den Haͤnden ſeines Schuldners oder deſſen Erben befindet; er verliert 
aber, ſoweit der Schuldner das Recht oder den Anſpruch nicht ſelbſt zur 
Eintragung angemeldet, oder, wenn der Richter aus anderen Dokumenten 
davon Kenntniß erhielt, ſolche nicht anerkannt und deren Eintragung 
bewilligt hat: a) fein Realrecht in Beziehung auf jeden Dritten, der im 
redlichen Glauben an die Richtigkeit des Hypothekenbuchs, nach deſſen 
Einrichtung das Grundſtuͤck oder die Gerechtigkeit erwirbt, b) fein Vor⸗ 
zugsrecht in Beziehung auf alle uͤbrige Realberechtigte, deren Hypotheken⸗ 
oder andere Realanſpruͤche vor dem ſeinigen angemeldet und demnaͤchſt 
zur Eintragung geeignet befunden worden ſind; — derſelbe haftet zu⸗ 
gleich fuͤr jeden von ſeinem Dokumente ſpaͤter gemachten Mißbrauch 
und den dadurch und aus der Nichtbefolgung der an ihn ergangenen Auf⸗ 
forderung entſtandenen Schaden. Dieſe Folgen ſind in der oͤffentlichen 
Aufforderung zu 1. den Ausbleibenden anzukuͤndigen. 

3) Die Intereſſenten ſollen bei dieſem Aufgebote und bei der MWiederherfiel- 
lung der Grundakten und der verbrannten Dokumente von allen Gerichts— 
koſten und Stempelgebuͤhren befreit fein. 1 

4) Iſt ein Aufgebot uͤber ein Grundſtuͤck nach den Vorſchriften zu 1. und 2. 

erfolgt, jo bedarf es zur Amortiſation der, dieſes Grundſtuͤck betreffen⸗ 
den, auf einen gewiſſen Inhaber lautenden und mit Rekognitionen ver⸗ 
ſehenen Hypothekeninſtrumente, welche vor dem Erlaſſe jenes Aufgebots 
verloren gegangen ſind, eines beſonderen Aufgebots nicht; es ſoll viel⸗ 
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mehr die Quittung, oder, ſoweit der Anſpruch noch befteht, der Morti— 
fikationsſchein des Berechtigten die Stelle des Praͤkluſionserkenntniſſes 
vertreten. 

5) Bei nothwendigen Subhaſtationen, welche gegenwaͤrtig und bis zur er— 
folgten Einrichtung des Hypothekenbuchs eingeleitet werden, hat das 
Land⸗ und Stadtgericht zu Medebach die Aufnahme der Taxe und den 
Bietungstermin nur denjenigen Hypothekenglaͤubigern und Realberechtigten 
beſonders bekannt zu machen, deren Rechte bis zur Einleitung der Sub— 
haſtation bei den neu angelegten Hypothekenakten angemeldet worden 
ſind. Allen andern, dem Gericht noch nicht wieder bekannt gewordenen 
Hypothekenglaͤubigern und Realberechtigten, ſowie allen ſonſt vorhandenen 
unbekannten Realpraͤtendenten iſt in dem öffentlichen Subhaſtationspa— 
tente die Warnung zu ſtellen, daß beim Ausbleiben im Bietungstermine 
der Zuſchlag und die Vertheilung der Kaufgelder erfolgen werde, ohne 
Ruͤckſicht auf die Rechte und Anſpruͤche der Ausbleibenden an das Grund— 
ſtuͤck, mit denen dieſelben demnaͤchſt nicht weiter gehört werden würden. 

Sie haben dieſen Meinen Befehl durch die Geſetzſammlung zur oͤffent— 
lichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 11. Juli 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Juſtizminiſter Ühden. 


(Nr. 2604.) Geſetz, betreffend die Abloͤſung der Dienſte in denjenigen Theilen der Provinz 
Sachſen, in welchen die Abloͤſungsordnung vom 7. Juni 1821 gilt. Vom 
18. Juli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


verordnen, in Beruͤckſichtigung des Wunſches Unſerer getreuen Staͤnde der 
Provinz Sachſen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach ver— 
nommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, fuͤr diejenigen Theile der gedachten 
Provinz, in denen die Ablöfungsordnung vom 7. Juni 1821. Geſetzeskraft hat, 
was folgt: 


$. 1. 

Der in den $$. 1. und 2. der Abloͤſungsordnung vom 7. Juni 1821. 
gemachte Unterſchied zwiſchen Ackernahrungen und Dienſt-Familienſtellen findet 
nicht ferner Statt; es koͤnnen vielmehr alle Arten von Hand- und Spanndien— 
ſten, welche auf Grundſtuͤcken haften, die eigenthuͤmlich oder zu Erbzins- oder 
Erbpachts⸗Rechten beſeſſen werden, auf den einſeitigen Antrag ſowohl des Be— 
rechtigten als des Verpflichteten abgeloft werden. 

Ausgenommen bleiben jedoch diejenigen Dienſte, welche nach H. 5. des 
gedachten Geſetes keiner Abloͤſung unterworfen ſind. 952 


zw = 
8 2. ; 

Iſt der Berechtigte dem Dienftpflichfigen zu Geenen in Gelde 
oder in Naturalien verpflichtet, ſo wird der Werth der Gegenleiſtungen von 
dem Werthe der Dienſte in Abzug gebracht. 

Ueberſteigt der Werth der Gegenleiſtungen den Werth der Dienſte, ſo 
5 der Berechtigte ohne Unterſchied, ob der Antrag auf Abloͤſung von dem 

erechtigten oder dem Verpflichteten ausgeht, dieſen Mehrwerth zu verguͤten. 
Eine Ausnahme hiervon findet nur Statt, wenn dem Berechtigten aus einem 
beſondern Rechtsgrunde die Befugniß zuſteht, wider den Willen des Verpflich⸗ 
Ka auf die Dienfte zu verzichten und fich dadurch von den Gegenleiſtungen 
zu befreien. 

Die Verguͤtung des Mehrwerths der Gegenleiſtungen erfolgt, wenn beide 
Theile ſich nicht anders einigen, in einer feſten Geldrente. Dieſe Rente kann 
nach den beſtehenden Grundſaͤtzen abgelöft werden. 

In ſoweit die Vorſchrift des F. 12. der Abloͤſungsordnung vom 7. Juni 
1821. dieſen Beſtimmungen entgegenlaͤuft, wird dieſelbe hiermit aufgehoben. 

3 

Der Ablöfung nach den Grundſaͤtzen der $$. 1. und 2. iſt insbeſondere 
auch das Dienſtverhaͤltniß, welches dem Zehntſchnitt- und Erbdruſch zum Grunde 
liegt, unterworfen. i 

Die Schnittermandel und der Dreſcherſcheffel, welche die Zehntſchnitter 
und Erbdreſcher fuͤr ihre Dienſte beziehen, ſind daher fortan nicht mehr zu 
den, nach den Beſtimmungen der Hh. 26. 30. 31. und 32. der Ablöfungsord- 
nung fuͤr ſich abloͤsbaren Naturalabgaben zu rechnen, vielmehr iſt der von 
den Zehntſchnittern und Erbdreſchern zu verrichtende Dienſt als die Hauptlei⸗ 
ſtung, die Schnittermandel und der Dreſcherſcheffel aber als die Gegenleiſtung 
anzuſehen, welche nur zugleich mit der Hauptleiſtung, in der im H. 2. dieſes 

eſetzes erwaͤhnten Art, aufgehoben werden kann. 

Bei der Beſtimmung des Werths dieſer Gegenleiſtungen kommen die 
Vorſchriften der HH. 27. und 30. der Abloͤſungsordnung ferner zur Anwendung. 


$. 4. 

Trägt der Dienftberechtigte auf Ablöfung des Zehntſchnitts oder Erb⸗ 
druſches an, fo muß er, wenn er ſich nicht mit einzelnen oder ſaͤmmtlichen 
Dienftpflichtigen anderweit einigt, den Antrag gegen alle demſelben Gute 
Alueinſchaftlich verpflichteten Zehntſchnitter und Erbdreſcher richten. Geht der 
Antrag aber von den Dienſtpflichtigen aus, fo muß ſich die Minorität der⸗ 
ſelben dem Beſchluß der Majorität, nach dem Verhältniß der Theilnahme am 
Dienſt gerechnet, unterwerfen. \ N 

Die Abloͤſung ſoll auch ſchon bei Gleichheit der Stimmen zulaͤſſig fein. 


8. 

Iſt auf Antrag der Dienſtpflichtigen die Einleitung des Abloͤſungsver— 
fahrens von der Behörde verfuͤgt, ſo kann der Antrag nur durch einſtimmigen 
Beſchluß aller Dienſtpflichtigen wieder zuruͤkgenommen werden. 

(Nr. 2604.) F. 6. 
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Zu den ablösbaren Dienſten (H. 1.) gehören auch die fogenannten wal— 
zenden Dienſte, d. h. ſolche, zu denen entweder ſaͤmmtliche Mitglieder einer 
Gemeinde oder gewiſſe Klaſſen derſelben dergeſtalt verpflichtet ſind, daß die 
Art der Ableiſtung, oder der Umfang der Dienſte, oder beides zugleich ſich 
nach der jedesmaligen Wirthſchaftseinrichtung beſtimmt, oder auch die Ver— 
pflichtung zuweilen ganz ruht, ſo daß derſelbe Wirth nach Maaßgabe ſeiner 
Wirthſchaftsfuͤhrung bald Spanndienſte, bald Handdienſte, bald gar keine 
Dienſte zu leiſten hat. 


7. 


Auf dieſe Art von Dienſten (FK. 6.) finden die Vorſchriften der HH. 2 — 5. 
mit der Maaßgabe Anwendung, daß wenn nur ein Theil der Dienſtpflichtigen 
die Ablöfung verlangt, die Frage: ob dieſer Theil die Majorität bildet, oder 
ob eine Gleichheit der Stimmen vorhanden iſt, nach der Kopfzahl der alsdann 
vorhandenen Dienfipflichtigen zu entſcheiden iſt. 


$. 8. 

Wenn das Maaß und die Zahl der im H. 6. erwähnten Dienſte nicht 
anderweit feſtſteht, namentlich wenn die Dienſte nach der Zahl der in einer 
jeden Klaſſe vorhandenen Verpflichteten zu leiſten und in Beziehung auf den 
Berechtigten veraͤnderlich ſind, ſo erfolgt die Feſtſtellung des Maaßes und der 
Zahl der Dienſte, wofuͤr der Berechtigte bei der Abloͤſung zu entſchaͤdigen iſt, 
nach dem Durchſchnitt der Dienſte, welche jaͤhrlich geleiſtet ſind, oder rechtlich 
zu leiſten waren. s 

Bei der Durchſchnittsberechnung werden hinſichtlich der jährlich regel— 
maͤßig wiederkehrenden Dienſte die letzten Zehn Jahre vor Anbringung der 
Provokation zum Grunde gelegt; hinſichtlich der Dienſte anderer Art aber die 
letzten Dreißig Jahre. 


$. 9. 


Kann bei der Ablöfung ſolcher Dienſte (F. 6.) kein Rechtsverhaͤltniß 
nachgewieſen werden, wodurch ein anderer Maaßſtab zur Vertheilung der 
Entſchaͤdigungslaſt begründet wird, fo iſt, ohne Ruͤckſicht darauf, ob die Be: 
ſitzer des urbaren Ackers und der Haͤuſer zur Zeit Spann- oder Handdienſte 
oder gar keine Dienſte leiſten, die Entſchaͤdigung fuͤr den Spanndienſt von 
ſaͤmmtlichen Ackerbeſitzern nach Verhaͤltniß des Flaͤchenmaaßes ihrer Aecker 
aufzubringen, die Entſchaͤdigung fuͤr den Handdienſt aber auf die vorhandenen 
Hausſtellen zu vertheilen, und zwar, in ſofern nicht bei Leiſtung der Dienſte 
ein anderes, alsdann auch fuͤr die Entſchaͤdigung maaßgebendes Verhaͤltniß 
Statt gefunden hat, zu gleichen Theilen. Nach demſelben Verhaͤltniß wird 
auch der Werth der Gegenleiſtungen und die nach F. 2. von den Dienſt— 
Berechtigten für den Mehrwerth zu gewaͤhrende Entſchaͤdigung vertheilt. 

Die Feſtſtellung des Flaͤchenmaaßes der Aecker geſchieht in der Regel 
ohne Vermeſſung, nach Flurbuͤchern, Kataſtern oder ſonſt auf die moͤglichſt 

einfache 
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einfache Weiſe; ift jedoch eine ſpezielle Vermeſſung ſchon geſchehen, oder wird 
eine ſolche von einem beider Theile auf feine Koſten beantragt, fo iſt dieſelbe 
zum Grunde zu legen. 


F. 10. 


Die Entſchaͤdigung für die im H. 6. bezeichneten Hand⸗ und Spann⸗ 
dienſte „ſo wie für Handdienſte von ſolchem Grundbeſitz, auf welchem nicht 
Mac Spanndienſte haften, erfolgt auch dann, wenn die Dienſte über 50 
Mannshandtage jährlich betragen, durch feſte, nach Maaßgabe der Ablöfungs- 
Ordnung abloͤsbare Geldrente, ſofern die Intereſſenten nicht etwa wegen einer 
anderen Entſchaͤdigung ſich einigen. 

Die entgegenſtehenden Beſtimmungen der $$. 13. bis 15. der Abloͤſungs⸗ 
Br 279 7. Juni 1821. treten in Beziehung auf die gedachten Dienſte 
außer Kraft. 

Dagegen bleibt es in Betreff der Entſchaͤdigung für Spanndienſte an⸗ 
derer Art und fuͤr die damit verbundenen oder gleichzeitig von derſelben Stelle 
zu leiſtenden Handdienſte bei den Vorſchriften der erwaͤhnten $$. 13— 15. 


H. 11. 


Auf Ablöfung nach den Grundſaͤtzen des gegenwärtigen Geſetzes kann 
ſelbſt in den Faͤllen angetragen werden, in welchen vor Publikation dieſes Ge: 
Br durch Vertrage oder Judikate die Unabloͤsbarkeit der Dienfte feſtgeſtellt 

orden iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 18. Juli 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. Uhden. 


Beglaubigt: 
Bode. 


(Nr. 26042608.) (Nr, 2605.) 
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Gr. 2605.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Juli 1848., in Betreff der Stempelſteuer 
fuͤr die Errichtung von Fideikommiß- und Familienſtiftungen. 


Al den Bericht des Staatsminiſteriums vom 5. d. M. will Ich zur Er⸗ 
laͤuterung und Ergänzung der in dem Tarife zum Stempelgeſetze vom 7. März 
1822. unter den Worten: 


„Fideikommiß- Stiftungen“ enthaltenen Vorſchrift hierdurch Folgendes 
beſtimmen: 


1) Fideikommiß- Stiftungen — ohne Unterſchied, ob fie zu Gunſten der 
Anverwandten des Stifters oder anderer Perſonen errichtet werden — 
unterliegen der Stempelſteuer von drei vom Hundert des Geſammt⸗ 
80950 der denſelben gewidmeten Gegenſtaͤnde ohne Abzug der etwanigen 

ulden. 


2) Der Stempel iſt zu der Urkunde, durch welche die Stiftung errichtet 
wird, zu verwenden, ohne Ruͤckſicht darauf, ob zu der Stiftung eine 
Beſtaͤtigung erforderlich iſt oder nicht. 

3) Bei Stiftungen unter Lebendigen iſt der Stempel in der durch $. 12. des 
Stempelgeſetzes vom 7. Maͤrz 1822. vorgeſchriebenen Friſt, bei Stiftun⸗ 

en von Todeswegen aber innerhalb des fuͤr die Loͤſung des Erbſchafts— 
Gels vorgeſchriebenen Zeitraums beizubringen. Bei Stiftungen von 
Todeswegen ſind die Inhaber der Erbſchaft fuͤr die Entrichtung der 
Stempelſteuer, ebenſo, wie nach $. 16. jenes Geſetzes für die Entrichtung 
der Erbſchafts-Stempelſteuer, alle für einen und einer für alle verhaftet. 


4) Die Beſtimmungen unter 1. bis 3. find auch auf Familienſtiftungen an⸗ 
zuwenden. 


Das Staatsminiſterium hat dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung be— 
kannt zu machen. 


Sansſouci, den 18. Juli 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


